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Antwort 
 
der Landesregierung 

auf die Kleine Anfrage 1283 vom 16. Mai 2013 
des Abgeordneten Frank Herrmann   PIRATEN 
Drucksache 16/3053 
 
 
 
Ausstattung der Unterbringungseinrichtungen für Asylbewerber und Geduldete in den 
nordrhein-westfälischen Kommunen  
 
 
 
Der Minister für Inneres und Kommunales hat die Kleine Anfrage 1283 mit Schreiben vom 
24. Juni 2013 namens der landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister für Arbeit, 
Integration und Soziales beantwortet. 
 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Nach §1 Absatz 1 Flüchtlingsaufnahmegesetz sind Kommunen verpflichtet, die ihnen 
zugewiesenen Menschen aufzunehmen und unterzubringen. Die Zuweisung erfolgt durch die 
Bezirksregierung Arnsberg. Dabei ist das Innenministerium NRW nach § 7 Abs. 3 die oberste 
Aufsichtsbehörde. Die Landesregierung lässt den einzelnen Kommunen sehr viel Spielraum, 
wie sie die Menschen unterbringen. Das führt zu einer sehr unterschiedlich ausgestalteten 
Unterbringungssituation in den einzelnen Kommunen: So variiert die räumliche, wohnliche 
und technische Ausstattung der Gemeinschaftsunterkünfte zwischen und innerhalb der 
Kommunen sehr stark. In manchen Unterkünften stehen z. B. Möbel und Hausrat in 
ausreichendem Umfang zur Verfügung, in anderen dagegen nicht. Nur in wenigen 
Unterkünften gibt es für die Bewohner Internetanschlüsse, meist in 
Gemeinschaftsräumlichkeiten. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Zur Erstellung der Antwort wurde bei den für die Aufgabenwahrnehmung eigenverantwortli-
chen Gemeinden eine Abfrage über die Bezirksregierungen durchgeführt. Eine qualitativ 
angemessene Beantwortung des umfangreichen Fragenkatalogs ist in der für eine Kleine 
Anfrage vorgesehenen Frist mangels zentraler Datenerfassung nicht vollumfänglich leistbar. 
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Daher wurde die Abfrage bei den Kommunen von vorneherein auf die in der Kleinen Anfrage 
gestellten Grundfragen konzentriert. Von einer darüber hinausgehenden Abfrage zu den 
Klammerzusätzen zu den einzelnen Fragen wurde Abstand genommen. Wie aus der Anlage 
ersichtlich, war nicht jede Kommune in der Lage, in dem vorgegebenen Zeitrahmen die Ab-
frage zu beantworten.    
 
 
1.  Wie viele kommunale Gemeinschaftsunterkünfte für Asylbewerber und Gedulde-

te gibt es derzeit in Nordrhein-Westfalen? (Bitte nach Kreisen und kreisfreien 
Städten sowie Trägerschaft und Unterbringungskapazitäten der Einrichtungen 
einzeln auflisten) 

 
siehe Anlage. 
 
 
2.  Wie viele Personen sind derzeit in den einzelnen kommunalen Unterkünften un-

tergebracht? (Bitte Unterteilung nach alleinstehenden Männern/Frauen und Fa-
milien) 

 
siehe  Anlage. 
 
 
3.  In welchen Flüchtlingsheimen wird Internetzugang ermöglicht? (Bitte aufschlüs-

seln nach Gewährungsart, z. B. Anzahl von Computerarbeitsplätzen, WLAN etc.) 
 
siehe Anlage. 
 
 
4.  Was sind die Gründe für die Flüchtlingsunterkünfte keinen Computerarbeitsplatz 

mit Internetzugang anzubieten? (Bitte nach Gründen des jeweiligen Falls auf-
schlüsseln)  

 
siehe Anlage. 
 
Auf Grund des Bundesverfassungsgerichtsurteils vom 18.07.2012 erhalten Leistungsberech-
tige nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) bis zur endgültigen Regelung durch 
den Gesetzgeber in der Übergangszeit Leistungen in Höhe des Zweiten und Zwölften Sozi-
algesetzbuches. Bestandteil dieser Leistungen ist ein physisches und ein sozio-kulturelles 
Existenzminimum. Bestandteil des sozio-kulturellen Existenzminimums, dem sog. Taschen-
geld, sind Beträge für die Nutzung von Nachrichtenübermittlung (u.a. Kommunikationsdienst-
leistungen - Internet/Onlinedienste) sowie u.a. für die Beschaffung von Datenverarbeitungs-
geräten und Software. Dies ist bei den in der Anlage aufgeführten Gründen zu Frage 4 zu 
berücksichtigen. 
 
 
 
 




































